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Einleitung

Kommunikation ist das Schlüsselthema für einen sachgerechten 
Umgang mit der Coronapandemie. Dabei sind nicht nur die in-
dividuellen Barrieren und Missverständnisse bei der Wahrneh-
mung komplexer Gefahrenlagen zu beachten, sondern auch die 
Dynamik der Debatte im Verlauf des Pandemiegeschehens. Denn 
zu den üblichen Problemen in der Verständigung zwischen Wis-
senschaft, Politik und Öffentlichkeit bei komplexen Themen tre-
ten zusätzlich gesellschaftliche Stolpersteine, die das Gefühl der 
Orientierungslosigkeit verstärken und Politikverdrossenheit aus-
lösen können. Der Soziologe Niklas Luhmann hat den Satz ge-
prägt: »Für die Gesellschaft ist nur das wirklich, was kommuni-
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ziert wird.«1 Die gesellschaftliche Kommunikation ist der soziale 
Mechanismus, der Wirklichkeit schafft, verfestigt und verstetigt. 
In der heutigen, von sozialen Medien bestimmten Kommuni-
kationskultur2 verschwimmt die Grenzlinie zwischen dem, was 
faktisch zutreffend ist, und dem, was als faktisch zutreffend pro-
klamiert wird.3 Menschen fällt es schwer, in der Vielfalt und Ka-
kofonie von Informationsangeboten die Evidenz von Aussagen 
sachgerecht zu beurteilen. Auch die Delegation von Vertrauen an 
diejenigen, die für Evidenzüberprüfung zuständig sind (etwa die 
Vertreter und Vertreterinnen der Wissenschaft), ist oft gestört. 
Dieser Prozess der Verunsicherung wird durch die Existenz von 
Echoräumen verstärkt, in denen Menschen keine kognitive Dis-
sonanz mehr erleben, da sie in den einschlägigen Kommunikati-
onsforen ausschließlich auf Gleichgesinnte treffen.4 Dadurch er-
halten sie immer nur eine Bekräftigung dessen, was sie ohnehin 
schon glaubten. Das Erlebnis von Widerspruch und Streit über 
die Sache ist aber sowohl für die Demokratie als auch für die ei-
gene Lernfähigkeit enorm wichtig.

Im Folgenden werde ich zunächst die aus meiner Sicht ent-
scheidenden vier Phasen der Kommunikation und Verständi-
gung zwischen Wissenschaft, Politik und Öffentlichkeit nach-
zeichnen, um dann im dritten Abschnitt einige Rückschlüsse für 
die künftige Gestaltung von Kommunikationsprozessen bei ei-
ner erneuten Pandemie zu ziehen.

Vier Phasen im Ablauf der Pandemie

Mit der Wechselwirkung zwischen Informationsangeboten durch 
Wissenschaft, Politik und Zivilgesellschaft und deren Resonanz 
in den sozialen Foren und Medien lässt sich auch die Dynamik 
der Reaktionsmuster auf den Ausbruch der Pandemie von Anfang 
2020 bis 2022 nachvollziehen. Dabei können vier Phasen der so-
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zialen und politischen Auseinandersetzung mit der Pandemie un-
terschieden werden.5

1.	 Phase der kompromisslosen Ausrichtung der Politik auf Infek-
tionsschutz: In dieser Phase war es die Aufgabe der Politik, 
alle Maßnahmen umzusetzen, die eine Verbreitung des Vi-
rus zu verhindern vermochten. In der Gesellschaft bestand 
ein klarer Konsens, dass alle anderen Ziele der Politik ange-
sichts dieser Bedrohung zweitrangig sein sollten. In der wis-
senschaftlichen Beratung waren die Fachleute aus Virologie 
und Epidemiologie die ersten und zentralen Ansprechper-
sonen für die Politik. Sie bestimmten indirekt, zumindest 
in Deutschland, welche Schutzmaßnahmen zu erfolgen 
hatten und wie man am besten mit der Ansteckungsge-
fahr umgehen sollte. In dieser Phase stieg auch das Ver-
trauen der deutschen Bevölkerung sowohl in die Wissen-
schaft als auch in die Politik.6 Man war sich grundsätzlich 
einig, dass die Wirksamkeit von Infektionsschutzmaßnah-
men die Messlatte für die Gütebewertung politischer Maß-
nahmen sein sollte. Hier zogen alle an einem Strang.

2.	 Phase der multidimensionalen Abwägung zwischen dem Ziel 
des Infektionsschutzes und anderen als zentral angesehenen 
Zielen: In der zweiten Phase, die im Herbst und Winter 
2020 begann und bis zum Einsetzen der Impfungen an-
hielt, zeigte sich in der Gesellschaft zunehmend ein Be-
wusstsein für die Nebenwirkungen und Kollateralschäden 
einer allein auf Infektionsschutz ausgerichteten Politik.7 Die 
Probleme, die sich beispielsweise durch die Schließung von 
Schulen durch Bildungslücken bei jungen Menschen vor 
allem aus einkommensschwachen Schichten zeigten, die 
Schwierigkeiten, die für Unternehmen aus dem Bereich der 
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Unterhaltungsbranche und des Gaststättengewerbes auftra-
ten, die gehäuften Vorfälle von sozialer Isolation, häuslicher 
Gewalt und depressiven Symptomen beendeten die einsei-
tige Fokussierung auf den Infektionsschutz und gaben brei-
ten Raum für eine Abwägungsdebatte über Zielkonflikte. 
In dem Moment, in dem eine offene Debatte über die 
Verhältnismäßigkeit und Angemessenheit von politischen 
Maßnahmen geführt wurde, entwickelte sich zum einen 
eine stärkere interdisziplinäre Diskussion über die relative 
Gewichtung von gesundheitlichen, wirtschaftlichen, sozia-
len und finanziellen Zielen bei der Abwägung über die zu 
treffenden politischen Maßnahmen, zum anderen bot diese 
Offenheit auch ein neues Feld für politische Akteure – be-
sonders auf Landesebene in Deutschland –, sich gegenseitig 
zu beschuldigen und als die jeweils besseren Krisenmanager 
zu profilieren.8 Insgesamt hatte dies aber zur Folge, dass die 
Glaubwürdigkeit der Wissenschaft Einbußen erlitt. Diese 
Einbußen hielten sich aber noch in überschaubaren Gren-
zen, während das Vertrauen in die Problemlösungskapazi-
täten der Politik daraufhin drastisch abnahm9 Dass sich die 
politischen Akteure, vor allem die Ministerpräsidenten und 
-präsidentinnen der Länder, um eine deutliche eigene Pro-
filierung bemühten, wurde von den meisten Wählerinnen 
und Wählern nicht gut aufgenommen.

3.	 Phase der Moralisierung der Debatte: Als die Impfkampagne 
im Frühjahr 2021 Fahrt aufnahm, verlagerte sich die De-
batte auf ein neues Konfliktfeld. War es den Menschen, die 
sich nicht impfen lassen wollten, zuzumuten, dass sie ent-
weder mit einer Impfpflicht zur Impfung gezwungen oder 
zumindest von großen Teilen des öffentlichen Lebens aus-
geschlossen werden konnten? Umgekehrt stand bei den 
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Impfgegnern die Frage im Vordergrund, ob die Gesellschaft 
ihnen aus ihrer Sicht unzumutbare Barrieren in den Weg le-
gen dürfe, obwohl sie nur ihre Freiheit in Anspruch nehmen 
wollten, sich nicht impfen zu lassen. Solche moralischen De-
batten lassen sich selten argumentativ auflösen: Sie führen zu 
einer Polarisierung der Positionen.10 Infolgedessen kam es in 
Deutschland zu einer starken politischen Protestbewegung, 
die sich in den ›Querdenkern‹ und der neuen Partei ›Die 
Basis‹ organisierte.11 Die Politik reagierte eher hilflos und 
verlor weiterhin an Rückhalt in der Bevölkerung. Wissen-
schaftliche Expertise war nun nur noch am Rande gefragt. 
Die Gesellschaft polarisierte sich, nicht in zwei gleich große, 
sondern in drei unterschiedlich große Lager: zum Ersten 
die Gruppe der moralisch Empörten, die sich als Mehrfach-
geimpfte und Unterstützer der staatlichen Coronapolitik als 
moralische Speerspitze gegen den vermeintlichen Egoismus 
und die wahrgenommene Verbohrtheit der Impfgegner ver-
standen und rund 30 % der Bevölkerung ausmachten; zum 
Zweiten die vorsichtig Skeptischen, die zwar die Impfungen 
weitgehend mitmachten, aber Zweifel daran hegten, ob die 
von der Regierung versprochenen Effekte auch wirklich ein-
treten würden. Diese Gruppe machte rund 40 % der Bevöl-
kerung aus. Und schließlich die mehr oder weniger radika-
lisierten Impfgegner und -gegnerinnen, die sich als Opfer 
einer Kampagne gegen die individuelle Freiheit und Souve-
ränität des Individuums verstanden und sich als Gegenpol 
zur etablierten Wissenschaft und Politik inszenierten.12 Sie 
machten bis zu 15 % der Bevölkerung aus (die restlichen las-
sen sich nicht eindeutig zuordnen).13

4.	 Vierte Phase der Rekalibrierung von Normalität: Bereits zum 
Jahresende 2021 setzte langsam ein Gewöhnungseffekt ein. 
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Die wichtigsten Kennzahlen der Pandemie, wie die Zahl 
der Infektionen oder der Krankenhauseinweisungen von 
Coronapatienten, die bis dahin die täglichen Nachrich-
ten bestimmt hatten, wurden zunehmend an das Ende des 
Nachrichtenteils oder in die hinteren Teile der Zeitungen 
verlagert. Inzwischen verdrängten neue wichtige Themen 
wie der Klimaschutz und die russische Invasion in die Uk-
raine die Berichterstattung über die Ausbreitung der Pan-
demie. Solange keine dramatische Verschlechterung ein-
trat, ging man zunehmend zur Tagesordnung über. Dass 
im Jahre 2022 immer noch mehrere hundert Menschen 
pro Tag an den Folgen des Virus starben, wurde als neue 
Normalität toleriert. Die politische Debatte wurde zwar 
auch in dieser Phase weiter in den Medien geführt, aber 
jetzt viel stärker mit dem Akzent, wie Normalität wieder-
hergestellt werden könne und wie neue Ausbrüche oder 
neue Pandemien zukünftig zu verhindern seien.14 

Angesichts dieser vier Phasen, die durchaus einen typischen Ver-
lauf einer Krise nachzeichnen, stellt sich die Frage, wie man die 
Kommunikation, vor allem über wissenschaftliche Erkennt-
nisse in Bezug auf geeignete Maßnahmen und deren vermutete 
Wirkungen, phasengerecht und der jeweils erforderlichen Dis-
kursform angemessen hätte gestalten können. Wissenschaftli-
che Expertisen können keine allgemeingültigen Rezepte bieten, 
aber dennoch in jeder der vier Phasen formal nachvollziehbare 
und empirisch validierbare Orientierungen verfügbar machen, 
die zum einen eine der Komplexität angemessene Beurteilung 
der jeweiligen Sachverhalte erlauben und zum anderen einen we-
sentlichen Beitrag zu einer ausgewogenen und sachgerechten Ab-
wägung von Handlungsoptionen zu leisten vermögen.15
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Lehren für künftige Pandemien

Zunächst erscheint es mir wichtig, dass Wissenschaftler und 
Wissenschaftlerinnen alltagsnahe Beispiele für Stochastik auf-
greifen und in nachvollziehbare Narrative über komplexe Ursa-
che-Wirkungs-Ketten einbauen. Dabei geht es auch darum, die 
Vielfältigkeit wissenschaftlicher Expertise, die Vorläufigkeit von 
Erkenntnissen und die verbleibenden Unsicherheiten von Er-
gebnissen zu betonen, ohne den Eindruck der Beliebigkeit ent-
stehen zu lassen. Dafür ist es notwendig, geeignete Lernforen 
und Plattformen zu schaffen, die nicht nur Faktenchecks vor-
nehmen, sondern eben auch evidenzbasierte Diskurse über den 
Spielraum von Interpretationen anstoßen. Denn in Krisenzeiten 
neigen auch die Experten und Expertinnen dazu, als Reaktion 
auf die erlebte Orientierungslosigkeit Gewissheiten anzubieten: 
Ist das wahr oder nicht wahr? Zwei Monate später muss dann 
das, was zuvor als wahr gegolten hatte, plötzlich korrigiert wer-
den, wie man es in Deutschland und anderen Ländern etwa bei 
der Frage der Wirksamkeit von Masken für den Infektionsschutz 
erlebt hat. Dass alles Wissen nur vorläufig wahr ist, muss stets 
Begleitmusik der Wissenschaftskommunikation sein  – ansons-
ten verliert Wissenschaft auf Dauer ihre Glaubwürdigkeit. 

Insbesondere bei der Betrachtung der zweiten Phase der Co-
ronadebatte ist deutlich geworden, dass die Institutionen der 
Wissenschaft und erst recht der Politik große Probleme mit Ab-
wägungen bei Zielkonflikten haben. Politik und Gesellschaft 
benötigen neue und der Pluralität von Wissen und Werten an-
gemessene Formate einer problemgerechten Politik- und Ge-
sellschaftsberatung. Die Einrichtung von Krisenstäben, die in-
ter- und transdisziplinär besetzt sein müssen, ist dabei der erste 
wichtige Schritt. Hinzu kommt die Notwendigkeit der Mitge-
staltung durch Betroffene, um Bürgerinnen und Bürger an der 



Beispielstudien

198

Auswahl von Handlungsoptionen und vor allem an der Auf-
lösung von Zielkonflikten aktiv teilhaben zu lassen. Das Land 
Baden-Württemberg hat etwa ein eigenes Bürgerforum für den 
Umgang mit der Pandemie eingerichtet.16 Dieses Bürgerforum 
hat der Landesregierung wichtige Impulse für die landeseigene 
Coronapolitik gegeben, die auch in der öffentlichen Debatte 
überwiegend positiv kommentiert wurden. 

Damit die Gesellschaft mit künftigen Bedrohungen effekti-
ver umgehen und im Sinne einer ausgeglichenen Abwägungskul-
tur fairer bei der Auswahl von Handlungsoptionen entscheiden 
kann, ist eine bereits im Vorfeld der Krise eingesetzte Koope-
ration zwischen Expertise, Politik und Zivilgesellschaft notwen-
dig und sinnvoll.17 Zum Ersten ist es für den gesellschaftlichen 
Diskurs entscheidend, mit der Autorität der Wissenschaften 
Wahrheitsansprüche zu prüfen und Fake News von True News 
zu differenzieren.18 Auch für den Diskurs um komplexe Krisen 
wie Pandemien oder Klimaerwärmung werden klassisch arbei-
tende Forscherteams benötigt, um die an einem Diskurs Teil-
nehmenden mit dem entsprechenden Faktenwissen auszustatten 
und Fragestellungen aus dem Diskurs nach wissenschaftlich an-
erkannten Standards zu beantworten. Hier ist auch die ideolo-
giekritische Funktion von Wissenschaft gefragt, Fehlurteile auf-
grund von Wunschdenken oder intuitiv einleuchtenden, aber oft 
in die Irre führenden Faustregeln und Plausibilitätsannahmen 
aufzudecken und diese kritischen Einsichten mit allen am Dis-
kurs beteiligten Parteien zu teilen.19 

Zum Zweiten brauchen Politik, Wirtschaft und Zivilgesell-
schaft Expertinnen und Experten (mit systematischem, aber 
auch mit Erfahrungswissen), die realistische Wege aufzeigen, um 
die von ihnen angestrebten Ziele möglichst effektiv, effizient und 
mit der geringsten Zahl an unerwünschten Nebenwirkungen zu 
erreichen. Die damit verbundene zielgerichtete Forschung ist en-
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ger an den zu lösenden Problemen ausgerichtet und hilft vor al-
lem in komplexen und unsicheren Entscheidungskontexten da-
bei, wissenschaftlich robuste Handlungsoptionen zu entwerfen 
und deren Folgen einzuschätzen.20 Dabei kommt es vor allem 
darauf an, die Vielschichtigkeit von Krisen anzuerkennen und 
so umfassend und genau wie möglich Zielkonflikte zu identi-
fizieren und deren Größenordnungen zu evaluieren. Nur so 
kann es gelingen, sachlich angemessene und ethisch begründ-
bare Abwägungen (Trade-offs) vorzunehmen.21 Solche Abwä-
gungsprozesse transparent, nachvollziehbar und fair zu gestalten, 
ist eine der zentralen Aufgaben der Krisenprävention und der 
Krisenbearbeitung.

Zum Dritten beruhen politische Entscheidungen in Krisen-
situationen in einer demokratischen und pluralistischen Gesell-
schaft auf einer diskursiven Behandlung der Ausgangslage und 
der Erarbeitung von Lösungsmöglichkeiten unter Beteiligung al-
ler relevanten Gruppen.22 Diese diskursive Behandlung ist zum 
einen wegen der Unsicherheit, Mehrdeutigkeit und Komplexität 
der wissenschaftlichen Problembeschreibung und -analyse sinn-
voll, zum anderen erfordert die sich immer weiter ausdehnende 
Vielfalt an Bewertungen, Interpretationen und Wertzuordnun-
gen einen integrationsfördernden Diskurs.23 Solche diskursiven 
Prozesse der Aneignung relevanter Wissensbestände und deren 
Einbettung in eine argumentative Abwägung möglichst effektiv 
zu organisieren und nach rationalen Kriterien von Wissens- und 
Urteilsbildung zu gestalten, ist im wahrsten Sinne des Wortes 
eine Wissenschaft für sich. Hier katalytisch auf der Basis eines 
robusten Wissens auf Kommunikationsprozesse und deren er-
folgreiche Gestaltung einzuwirken, ist eine zunehmend relevante 
Aufgabe von Wissenschaft, Politik und Zivilgesellschaft.

Im Idealfall ergänzen sich diese drei Aufgabenfelder gegen-
seitig und bauen aufeinander auf. So können die katalytischen 
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Prozessgestalter und -gestalterinnen die Struktur und die Vorge-
hensweisen der Kommunikation zwischen den Wissensträgerin-
nen und -trägern und den jeweiligen Wissensnutzerinnen und 
-nutzern organisieren und moderieren, während die Vertreter 
und Vertreterinnen der klassischen Wissenschaften das notwen-
dige Hintergrundwissen für alle bereitstellen. Um die teilneh-
menden Gruppen bei der operativen Krisenbewältigung zu un-
terstützen, können Teams von Experten und Expertinnen mit 
entsprechendem Erfahrungswissen erfolgversprechende Umset-
zungsstrategien zur Erreichung einer gelungenen und fairen Kri-
senbehandlung entwerfen, Zielkonflikte verdeutlichen und Lö-
sungsoptionen in den Diskurs einbringen.

All dies während oder unmittelbar vor einem Kriseneintritt 
zu organisieren, ist zeitlich kaum möglich. Die Kooperation 
zwischen Wissenschaft, Politik und Zivilgesellschaft in den drei 
oben beschriebenen Stufen kann nur gelingen, wenn sie vorab, 
also vor dem Eintreten einer Krise, vorbereitet, organisiert und 
eingeübt wird. Dann kann dieses Modell der Kooperation auch 
unter hohem Zeitdruck effektiv und effizient gelingen.

Die Integration der drei Konzepte (systematisches Wis-
sen bereitstellen, Zielkonflikte identifizieren und Optionen für 
ausgewogene Strategien entwerfen sowie Prozesse zur inklusi-
ven Entscheidungsfindung zu entwerfen) ist aus meiner Sicht 
der Kernpunkt der notwendigen politischen Innovationen, die 
wir in Deutschland, aber auch in anderen Demokratien dieser 
Welt dringend benötigen, um mit den vielen Krisen in Politik, 
Wissenschaft und Gesellschaft konstruktiv umzugehen.24 Dazu 
brauchen wir weder politische Revolutionen noch radikale Brü-
che mit der Vergangenheit, sondern den Willen und die Bereit-
schaft zu zielführenden und erfolgversprechenden Reformen.
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